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Text 

Fachkräfteverordnung 

§ 13. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz legt im 
Falle eines längerfristigen Arbeitskräftebedarfs, der aus dem im Inland verfügbaren 
Arbeitskräftepotenzial nicht abgedeckt werden kann, zur Sicherung des Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstandortes im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort durch Verordnung für das nächstfolgende Kalenderjahr Mangelberufe fest, in denen 
Ausländer als Fachkräfte gemäß § 12a für eine Beschäftigung im gesamten Bundesgebiet oder in 
bestimmten Bundesländern zugelassen werden können. Als Mangelberufe kommen Berufe in Betracht, 
für die bundesweit oder in bestimmten Bundesländern pro gemeldeter offener Stelle höchstens 1,5 
Arbeitsuchende vorgemerkt (Stellenandrangsziffer) sind. Berufe mit einer Stellenandrangsziffer bis zu 1,8 
können berücksichtigt werden, wenn weitere objektivierbare Mangelindikatoren, insbesondere eine 
erhöhte Ausbildungsaktivität der Betriebe festgestellt werden oder der betreffende Beschäftigungszweig 
eine überdurchschnittlich steigende Lohnentwicklung aufweist. Die von Arbeitskräfteüberlassern gemäß 
§ 3 Abs. 2 AÜG gemeldeten offenen Stellen sind bei der Ermittlung der Stellenandrangsziffer gesondert 
auszuweisen. 

(Anm.: Abs. 1a wurde nicht vergeben) 

(1b) Im Bereich des Personenverkehrs und Güterverkehrs auf der Schiene können außerdem Berufe 
berücksichtigt werden, die – ungeachtet der Stellenandrangsziffer – für die Erbringung und den Ausbau 
von Dienstleistungen im öffentlichen Verkehr zur Unterstützung der Mobilitätswende erforderlich sind. 

(2) Ein vom Verwaltungsrat des Arbeitsmarktservice Österreich gemäß den Bestimmungen des 
Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. I Nr. 313/1994, einzurichtender Ausschuss kann nach Maßgabe des 
Abs. 1 einvernehmlich Vorschläge für die Festlegung von Mangelberufen erstatten. Wird kein 
Einvernehmen erzielt, können die Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber gesonderte Vorschläge 
erstatten. 
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(3) In der Verordnung gemäß Abs. 1 können unter Bedachtnahme auf die Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes Höchstzahlen festgelegt werden. Diese gelten für die Zulassung von Fachkräften in 
Mangelberufen, die ausschließlich für bestimmte Bundesländer festgelegt wurden. 

(4) Unbeschadet der Regelungen des § 12 kann die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort darüber hinaus im Falle eines anhaltend dringenden Bedarfs an Arbeitskräften in 
besonders hochqualifizierten Beschäftigungsbereichen durch Verordnung für das nächstfolgende 
Kalenderjahr festlegen, dass Ausländer mit bestimmten tertiären Ausbildungen in diesen 
Beschäftigungsbereichen als besonders Hochqualifizierte nach Maßgabe des § 12 und der Anlage A 
zugelassen werden können, wobei die erforderliche Mindestpunkteanzahl um 5 Punkte herabgesetzt wird. 
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